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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Felseisen als Vorsitzenden und die Richterin Dr. Filzwieser-Hat 
als Beisitzerin über die Beschwerde des XXXX, StA. Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 
27.05.2004, FZ. 04 06.156-BAE, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Der Beschwerdeführer XXXX, wird gemäß § 10 AsylG 2005, BGBl I Nr. 100/2005 idgF, aus dem 
österreichischen Staatsgebiet nach Pakistan ausgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der nunmehrige Beschwerdeführer, ein pakistanischer Staatsbürger, brachte am 23.03.2004 durch seinen 
rechtsfreundlichen Rechtsvertreter einen Antrag auf Gewährung von Asyl ein. 
 

Der Beschwerdeführer brachte im Wesentlichen vor, dass er Probleme mit dem dortigen Militär gehabt habe. Er 
sei mehrmals in eine Militärkaserne vorgeladen und aufgefordert worden auf sein Grundstück zu verzichten bzw. 
aus der PPP auszutreten. Da der Beschwerdeführer die laufenden Belästigungen nicht ausgehalten hat und sich 
sowohl sein Vater und zwei seiner Onkel in Österreich aufhalten, hat er das Land verlassen und ist nach 
Österreich gereist. 
 

Das Bundesasylamt wies am 27.05.2004 den Antrag auf Asyl gem. § 7 Asylgesetz 1997, BGBl I Nr. 76/1997 
idgF ab. Als Begründung wurde dabei im Wesentlichen ausgeführt, dass der Beschwerdeführer keinen konkreten 
Grund, weshalb dieser nicht in Pakistan bleiben hätte können, angeführt hat. In der Einvernahme vor dem 
Bundesasylamt am 04.05.2004 habe der Beschwerdeführer lediglich vorgebracht, dass dieser Probleme mit dem 
indischen Militär wegen eines gepachteten Grundstücks gehabt hat, weil dieser Anhänger der PPP gewesen ist 
und das Militär gegen eine solche Mitgliedschaft eingestellt gewesen ist. 
 

Unglaubwürdig sei der Beschwerdeführer, indem er einerseits vorbrachte, dass ihn das Militär in den letzten 
sechs Monaten mehrmals zur Kaserne vorgeladen und zum Austritt aus der PPP aufgefordert habe, während der 
Beschwerdeführer aber nichts dabei befand bis zu seiner Ausreise im Juni 2003 weiterhin an der Heimatadresse 
gewohnt zu haben, obwohl diese Belästigung für ihn unerträglich gewesen sein soll. 
 

Zu Spruchpunkt II. führte das Bundesasylamt aus, dass keine den Beschwerdeführer betreffenden, aktuellen, 
durch staatliche Stellen zumindest gebilligte Gefährdung bzw. Bedrohung vorliegen würde. Aus der allgemeinen 
Lage im Herkunftsland allein würde sich eine solche Gefährdung nicht ergeben. 
 

Zu Spruchpunkt III. legte das Bundesasylamt dar, dass sowohl die Mutter, Kinder und Geschwister des 
Beschwerdeführers in Pakistan leben würden. Der Vater des Beschwerdeführers würde sich zwar seit 1992 in 
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Österreich aufhalten. Sein Asylantrag sei allerdings bereits im Jahr 1992 rechtskräftig abgewiesen. Seit dem Jahr 
1994 habe der Vater des Beschwerdeführers einen Aufenthaltstitel der Bezirkshauptmannschaft Amstetten. In 
der Zeit von 1992 bis 23.4.2004 bestand zwischen dem Beschwerdeführer und seinem Vater keine persönliche 
und familiäre Bindung mehr, da der Beschwerdeführer in Pakistan und sein Vater in Österreich lebte. Es würde 
somit keine familiäre Bindung bestehen, da der Beschwerdeführer in Pakistan und sein Vater in Österreich 
gelebt hat. Es bestehe somit keine familiäre Anbindung in Österreich, welche Art 8 EMRK entgegenstehen 
würde. 
 

Gegen den Bescheid des Bundesasylamtes, Außenstelle Eisenstadt, vom 27.05.2004, AZ 04.06.156-BAE richtete 
sich die seinerzeit rechtzeitig eingebrachte Berufung. 
 

Mit Bescheid vom 13.02.2006, Zl 250.423/0-II/06/04 bestätigte der Unabhängige Bundesasylsenat auf Grund der 
am 07.10.2004 durchgeführten mündlichen Berufungsverhandlung vor dem Unabhängigen Bundesasylsenat die 
Entscheidung des Bundesasylamtes vom 27.05.2004, indem die Berufung des Beschwerdeführers gemäß § 7, 8 
AsylG idF BGBl I Nr. 76/1997 bzw. § 8 AsylG iVm § 57 FrG, BGBl. I Nr. 75/1997 abgewiesen wurde. 
 

Am 29.06.2009 wurde gegen diesen Bescheid von Seiten des rechtsfreundlichen Vertreters eine Beschwerde 
beim Verwaltungsgerichtshof eingebracht. 
 

Dieser führte im Wesentlichen in seiner Beschwerde aus, dass es sich in dem vom UBAS in Auftrag gegebenen 
Gutachten genannten A.A. nicht um dem Bruder des Beschwerdeführers handelt. Dieser würde nämlich I.A. 
heißen. Der vom Sachverständigen befragte Bruder habe zwei verschiedene Vornamen, allerdings keinen den 
sein Bruder trägt. Insofern sei die Identität der Auskunftsperson nicht nachvollziehbar. 
 

Überdies würde das Gutachten davon ausgehen, dass es lediglich eine Anwältin mit dem Namen S. geben würde. 
Das würde allerdings wiederum nichts darüber aussagen, ob es im Jahr 1996 einen Anwalt S. gegeben hat. 
 

Am 03.07.2006 wurde mit Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes gemäß § 30 Abs. 2 VwGG dem Antrag des 
rechtsfreundlichen Rechtsvertreters der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen Folge gegeben, 
weil diesem keine zwingenden öffentlichen Interessen entgegenstehen und nach Abwägung aller berührten 
Interessen mit dem Vollzug der angefochtenen Entscheidung für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger 
Nachteil verbunden wäre. 
 

Am 03.07.2006 wurde dem Asylgerichtshof von Seiten des Verwaltungsgerichtshofes die Möglichkeit 
eingeräumt innerhalb einer Frist von acht Wochen eine Gegenschrift abzugeben. Von der Abgabe einer solchen 
wurde von Seiten des Unabhängigen Bundesasylsenates abgesehen. 
 

Mit Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofs vom 10.09.2009, Zl. 2006/20/0190-7 wurde der Bescheid des 
Unabhängigen Bundesasylsenates vom 13.02.2006, Zl 250.423/0-II/06/04 hinsichtlich des Spruchpunkt III. 
wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes mit der Begründung behoben, als der Unabhängige Bundesasylsenat 
verkannt hat, dass die Asylbehörden in einem wie dem vorliegenden Fall nicht berechtigt sind, die Ausweisung 
eines Asylwerbers ohne Einschränkung auf den Herkunftsstaat zu beschränken. 
 

Die Behandlung der Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkte I. und II. wurde mit der Begründung ablehnt, als 
keine für die Entscheidung des gegenständlichen Falles maßgebliche Rechtsfragen, denen grundsätzliche 
Bedeutung zukommen würde, aufgeworfen wurden. Gesichtspunkte, welche gegen eine Ablehnung der 
Beschwerdebehandlung sprechen würden, haben nicht vorgelegen. 
 

Mit Schreiben des Asylgerichtshofes vom 14.10.2009, wurde dem Beschwerdeführer, die Möglichkeit 
eingeräumt zu den für Art 8 EMRK relevanten Fragen im Rahmen einer Verfahrensanordnung innerhalb von 14 
Tagen eine Stellungnahme abzugeben. 
 

Der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdeführers gab im Schriftsatz vom 29.10.2009 an, dass der 
Beschwerdeführer in Österreich weder verheiratet sei noch in einer Lebensgemeinschaft leben würde. Außerdem 
habe er in Österreich keine Kinder. Es würden allerdings seine Eltern, zu denen derzeit keine finanzielle 
Abhängigkeit bestehen würde, in Österreich leben. Darüber hinaus gab der Beschwerdeführer an, dass sowohl 
zwei Brüder mit deren Familien, zwei Schwestern, ein Onkel und dessen Familie in Österreich leben würden. 
 

Darüber hinaus gab der Beschwerdeführer ohne, wie bereits in der Verfahrensanordnung entsprechend 
angeordnet, dies mit entsprechenden Bescheinigungsmittel zu bestätigen an, dass er gut Deutsch sprechen würde 
und sich ohne Probleme verständigen könne. Besondere Umstände, welche eine Bindung zu Österreich belegen 
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könnten, wurden nicht vorgebracht. Ebenso wurde vom Beschwerdeführer eingeräumt, dass dieser weder einen 
Verein, Schule oder Universität besuchen würde noch Mitglied eines Vereins wäre. 
 

In Österreich sei er weder strafrechtlich verurteilt worden, noch sei über ihn eine Ausweisung oder ein 
Aufenthaltsverbot verhängt worden. Außerdem wurde von Seiten des Beschwerdeführers im Jänner 2009 ein 
freies Gewerbe angemeldet. 
 

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den Akt des Bundesasylamtes unter zentraler Berücksichtung der 
niederschriftlichen Angaben des Beschwerdeführers vor dem Bundesasylamt, des bekämpften Bescheides sowie 
des Bescheides des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 13.02.2006, der beim VwGH eingebrachten 
Beschwerde vom 29.06.2006, dem Erkenntnis des VwGH vom 10.09.2009, Zl. 2006/20/0190-7 sowie der 
Antwort auf die vom 14.10.2009 dem Parteiengehör unterworfenen relevanten Fragen zu Art. 8 EMRK. 
 

II. Über diese Beschwerde hat der Asylgerichtshof in nicht öffentlicher Sitzung wie folgt erwogen: 
 

Hinsichtlich der Ausweisungsentscheidung ist folgendes auszuführen: 
 

Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern, eine über die 
Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloß 
auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern (VfGH vom 17.03.2005, Zl. G 
78/04 u. a.). Bei einer Ausweisungsentscheidung nach § 8 Abs. 2 AsylG ist auf Art. 8 EMRK Bedacht zu 
nehmen (VfGH vom 15.10.2004, Zl. G 237/03, VfGH vom 17.03.2005, Zl. G 78/04 u.a.). Gemäß Artikel 8 
EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines 
Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses 
Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
 

Bei der Interessensabwägung sind unterschiedliche Kriterien zu beachten (vgl. jüngst VfGH vom 29.09.2007, Zl. 
B 1150/07, VfGH vom 01.10.2007, Zl. G 179, 180/07 unter Bezugnahme auf Judikatur des EGMR): Dies sind 
etwa die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 
31.01.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 
16.09.2004, Fall Ghiban, Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046), das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens 
(EGMR 28.05.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Fall 
Al-Nashif, Appl. 50.963/99, ÖJZ 2003, 344; 22.4.1997, Fall X, Y und Z, Appl. 21.830/93, ÖJZ 1998, 

271) und dessen Intensität (EGMR 02.08.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00), die Schutzwürdigkeit des 
Privatlebens, den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und 
Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen 
Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Fall Adam, Appl. 
43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 

09.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 

16.06.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 05.07.2005, 2004/21/0124; 
11.10.2005, 2002/21/0124), die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch 
Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00). Auch die Frage, ob das 
Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren 
Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, 
Appl. 40.447/98; 05.09.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.01.2006, Fall Rodrigues da Silva und 
Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). 
 

Der VwGH hat im Erkenntnis vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479 festgehalten, dass ein dreijähriger auf die 
Stellung eines Asylantrages gestützter Aufenthalt im Bundesgebiet (regelmäßig) keine rechtlich relevante 
Bindung zum Aufenthaltsstaat begründet. 
 

Der EGMR hat sich jüngst in seinem Urteil vom 8. April 2008 (rk. 8. Juli 2008), NNYANZI gegen das 
Vereinigte Königreich, Nr. 21878/06 mit der Frage der Interessensabwägung zwischen einem während des 
Asylverfahrens begründeten Privatleben und dem öffentlichen Interesse an einer effektiven 
Zuwanderungskontrolle und der damit verbundenen Abschiebung abgewiesener Asylwerber im Hinblick auf 

Artikel 8 EMRK auseinandergesetzt. Dazu führte er aus, dass das Bestehen eines Privatlebens für die 
Zulässigkeit der Abschiebung nicht von Bedeutung wäre, da die beabsichtigte Abschiebung im Einklang mit 
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dem Gesetz steht und das legitime Ziel der Aufrechterhaltung und Durchsetzung einer kontrollierten 
Zuwanderung verfolgt und außerdem jegliches zwischenzeitlich etabliertes Privatleben im Rahmen einer 
Interessenabwägung gegen das legitime öffentliche Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle nicht 
dazu führen könnte, dass ihre Abschiebung als unverhältnismäßiger Eingriff zu werten wäre. Es handle sich bei 
der ugandischen Beschwerdeführerin überdies um keine niedergelassene Zuwanderin, und sei ihr niemals ein 
Aufenthaltsrecht erteilt worden, sodass ihr Aufenthalt in der UK während der gesamten Dauer ihres 
Asylverfahrens und ihrer humanitären Anträge unsicher gewesen sei. Auch die behauptete Verzögerung der 
Behörden ändere nichts und mache die Abschiebung in Folge der Abweisung der Anträge nicht 
unverhältnismäßig. 
 

Es ist somit nach oben dargelegter jüngster EGMR Judikatur in der Regel nicht erforderlich, eine nähere Prüfung 
des Privatlebens des Beschwerdeführers iS von Artikel 8 EMRK vorzunehmen, da das legitime öffentliche 
Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle jedenfalls höher zu bewerten ist und die Ausweisung 
keinen unverhältnismäßigen Eingriff begründen kann. 
 

Selbst bei Prüfung des Privatlebens im Sinne der bisherigen Judikatur der österreichischen Höchstgerichte würde 
nach Ansicht des Asylgerichtshofes die nach Art. 8 Abs. 2 EMRK gebotene Abwägung im vorliegenden Fall zu 
Lasten des Beschwerdeführers ausfallen. 
 

Hinsichtlich der Erwerbstätigkeit eines Asylwerbers hat der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 
08.07.2009, Zl. 208/21/0533, in einem Fall, in dem sich der Beschwerdeführer schon seit Jänner 2001 in 
Österreich aufhielt, wiederholt legale Berufstätigkeiten ausübte und zudem ausreichende deutsche 
Sprachkenntnisse aufwies, ausgeführt, dass es sich dabei zwar um einen relativ langen Zeitraum, in dem sich der 
Beschwerdeführer rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hatte, handelt, er sich aber doch aufgrund der ihm 
bekannten Gegebenheiten der Unsicherheit seines weiteren rechtlichen Schicksals bewusst gewesen sein musste. 
Es entspreche der Judikatur der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts, dass das Interesse eines Fremden an einem 
Verbleib in Österreich in seinem Gewicht maßgeblich gemindert ist, wenn der Fremde keine genügende 
Veranlassung gehabt hatte, von einer Erlaubnis zu einem dauernden Aufenthalt in Österreich auszugehen. Das 
sei insbesondere dann der Fall, wenn die integrationsbegründenden Umstände (hier weiters das Erlernen der 
deutschen Sprache und der Aufbau eines Freundes- und Bekanntenkreises in Österreich) während eines 
Aufenthaltes erworben wurden, der sich auf einen (von Anfang an) nicht berechtigten Asylantrag gründet (vgl. 
dazu etwa das hg. Erkenntnis vom 22. Jänner 2009, Zl. 2008/21/0654, mwN). Aus einem anderen Erkenntnis des 
VwGH, in welchem die seit etwa fünfeinhalb Jahren in Österreich aufhältige Beschwerdeführerin über 
ausgezeichnete Deutschkenntnisse sowie jahrelange berufliche Integration verfügte, geht folgendes hervor: 

"...die geltend gemachten Umstände, welche lediglich das Privat- und nicht auch das Familienleben der 
Beschwerdeführerin betreffen, reichen auch in Verbindung mit der Aufenthaltsdauer von etwas mehr als 
fünfeinhalb Jahren sowie der festgestellten Berufstätigkeit nicht aus, dass unter dem Gesichtspunkt des Art. 8 
EMRK oder des Ermessens von einer Ausweisung hätte Abstand genommen werden und akzeptiert werden 
müssen, dass die Beschwerdeführerin mit ihrem Verhalten (illegale Einreise und unrechtmäßiger Verbleib nach 
negativer Beendigung des Asylverfahrens) versucht, vollendete Tatsachen zu schaffen" (vgl. VwGH 30.04.2009, 
2008/21/0374). 
 

Ähnliches ergibt sich aus dem Erkenntnis des VwGH vom 18.06.2009, 2009/22/0163, in welchem die 
Beschwerdeführer auf die Dauer ihres Aufenthaltes, ihrer ausgezeichneten Deutschkenntnisse, den Schulbesuch 
eines Beschwerdeführers in Österreich und den in Österreich lebenden Verwandten und Bekannten und der 
Beliebtheit bei den Nachbarn und einer Einstellzusage verwiesen. 
 

Der VwGH ging in Bezug auf das öffentliche Interesse an einer Aufenthaltsbeendigung im Wesentlichen davon 
aus, dass der Aufenthalt der Beschwerdeführer in Österreich durch eine illegale Einreise begonnen wurde und in 
der Folge nur so lange rechtsmäßig war, als er auf Asylanträgen beruhte, die sich als von Beginn an unbegründet 
erwiesen haben. Der VwGH sieht im unrechtmäßigen Verbleib des Beschwerdeführers im Bundesgebiet nach 
Abschluss der Asylverfahren eine maßgebliche Beeinträchtigung des öffentlichen Interesses an einem 
geordneten Fremdenwesen. 
 

Den die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Normen kommt aus Sicht des Schutzes und der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung- und damit eines von Art. 8 Abs. 2 EMRK erfasstes Interesse- ein 
hoher Stellenwert zu. 
 

Davon ausgehend reichen auch die geltend gemachten Umstände unter Berücksichtung des teilweise 
mehrjährigen Aufenthaltes nicht aus, dass unter dem Gesichtspunkt des Art. 8 EMRK oder des Ermessens von 
der Erlassung der Ausweisung hätte Abstand genommen und akzeptiert werden müssen, dass die 
Beschwerdeführer mit ihrem Verhalten versuchen, vollendete Tatsachen zu schaffen. 
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Im konkreten Fall des Beschwerdeführers ist zunächst davon auszugehen, dass dieser, laut eigenen Angaben in 
der mit dem Beschwerdeführer am 04.05.2004 vor dem Bundesasylamt aufgenommenen Niederschrift, am 
08.01.2004 wegen eines illegalen Grenzübertrittes festgenommen und zurückgeschoben wurde. Am 23.03.2004 
reiste der Beschwerdeführer neuerlich illegal in das österreichische Bundesgebiet ein und befindet sich erst seit 
diesem Zeitpunkt in Österreich. 
 

Der Beschwerdeführer behauptet zwar gut Deutsch zu sprechen und sich ohne Probleme verständigen zu können, 
doch konnte von Seiten des Beschwerdeführers kein entsprechendes Bescheinigungsmittel vorgelegt werden, 
sodass davon auszugehen ist, dass dieser trotz seines Aufenthaltes seit dem Jahr 2004 in Österreich der 
deutschen Sprache nicht mächtig ist. 
 

Der Beschwerdeführer verfügt darüber hinaus erst seit 07.01.2009 bzw. 30.01.2009 über eine 
Gewerbeberechtigung eines freien Gewerbes. Zuvor wurde ihm während seines Aufenthaltes in Österreich keine 
Bewilligung nach der Gewerbeordnung erteilt. Ebenso verfügt bzw. verfügte der Beschwerdeführer weder über 
eine arbeitrechtliche Bewilligung noch besitzt dieser derzeit eine solche. 
 

Die Angaben hinsichtlich der strafrechtlichen Unbescholtenheit bzw. eines verhängten Aufenthaltsverbotes 
decken sich insofern mit den Ergebnissen des vom Asylgerichthofs durchgeführten Ermittlungsverfahrens, als 
keine negativen Vormerkungen aufgeschienen sind. 
 

Hinsichtlich seines Privat-, und Familienlebens gibt der Beschwerdeführer zwar an weder in Österreich 
verheiratet zu sein, noch eine Lebensgemeinschaft zu führen. Allerdings ist der Beschwerdeführer eigenen 
Angaben nach in Pakistan verheiratet und hat mit seiner Ehegattin zwei Kinder. Mit seinen Verwandten und 
Freunden hält er drei bis viermal im Monat Kontakt in Pakistan, sodass der Beschwerdeführer jedenfalls über 
soziale Bindungen in seinem Herkunftsstaat im Falle einer Rückkehr verfügt. 
 

Den Angaben des Beschwerdeführers nach leben zwar auch die Eltern des Beschwerdeführers in Österreich, 
doch besteht zwischen dem Beschwerdeführer und dessen Eltern bzw. anderer Verwandten keine finanzielle 
Abhängigkeit. Darüber hinaus leben diese erst seit Ende August 2007 mit dem Beschwerdeführer im 
gemeinsamen Haushalt. Unabhängig davon, haben sich keine außergewöhnlichen Umstände ergeben, die ein 
besonderes Abhängigkeitsverhältnis zwischen den Eltern und dem Beschwerdeführer beispielsweise aus 
gesundheitlichen Gründen hervorkommen lassen haben. 
 

Hinsichtlich der anderen vom Rechtsvertreter des Beschwerdeführers namentlich angeführten Personen ist 
aufgrund der Ergebnisse der aktuellen Abfragen des Zentralmelderegisters davon auszugehen, dass diese nur 
zum Teil und ebenso erst seit Mitte 2007 an der Meldeadresse des Beschwerdeführers leben. 
 

Der Asylgerichtshof räumt dem Beschwerdeführer zwar ein, dass durch eine Ausweisung im Hinblick des 
Umstandes, dass dieser seit Ende August 2007 mit seinen Eltern und seit Mitte August 2007 mit einem Teil 
seiner Verwandten in einer Wohnung lebt, in das Privat und Familienleben im Sinne des Art 8 EMRK 
eingegriffen wird, doch vermag auch unter Berücksichtigung des Umstandes, dass seine Ehefrau und zwei 
Kinder in Pakistan leben, in einer Gesamtschau unter Berücksichtigung der o.a. angeführten Gründe weder das 
persönliche Interesse den Verbleib des Beschwerdeführers in Österreich zu verstärken noch das öffentliche 
Interesse an einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme entscheidend abzuschwächen (vgl. VwGH 27.03.2007, 
2006/21/0277). 
 

Aus Sicht des Asylgerichtshofs überwiegt daher das öffentliche Interesse an einer Effektuierung der 
vorliegenden negativen Entscheidung über den Asylantrag. Die Ausweisung stellt somit keinen unzulässigen 
Eingriff in eine gemäß der EMRK geschützte Rechtsposition dar und war die Beschwerde daher gemäß § 10 
Abs. 1 AsylG als unbegründet abzuweisen. 
 

6. Der Sachverhalt ist zusammengefasst, wie dargestellt, aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde, 
geklärt (entspricht der bisherigen Judikatur zu § 67d AVG) und sind somit schon aus diesem Grund die 
Voraussetzungen verwirklicht, von einer mündlichen Verhandlung abzusehen. 
 

Es war daher insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 


